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Allgemeine Chronik

Landesverteidigung

Landesverteidigung und Gesellschaft

Anfang Oktober 2018 und damit gut zwei Monate nach der ersten Orientierung der
Bevölkerung am gefährdeten Standort Mitholz im Berner Oberland wurde der erwartete
Expertenbericht veröffentlicht. Es stand wenig im Bericht, was nicht zuvor bereits
kommuniziert worden war. Bekräftigt wurde die Einschätzung, dass es keiner
Sofortmassnahmen bedürfe und dass sowohl Durchgangsstrassen als auch die
Bergstrecke der BLS weiterhin genutzt werde könnten. Es brauche jedoch Massnahmen,
um die Risiken mittel- bis langfristig zu beseitigen. Dafür war bereits eine
Arbeitsgruppe gebildet worden, die ihre Tätigkeit im August 2018 aufgenommen hatte.
Weiter wurde seitens des Bundesrats kommuniziert, dass das BAFU einen Bericht
erarbeite, um den Umgang mit der verschütteten Munition zu beurteilen.
Die Kernaussagen des Expertenberichts liessen indes keine Zweifel am Ernst der Lage.
So weise die Risikoanalyse «gemessen an den Beurteilungskriterien zur
Störfallverordnung nicht akzeptable Risiken für die Umgebung aus». Gar «nicht
zulässig» seien die Risiken bezüglich des Sicherheitskonzepts für den Umgang mit
Munition und Explosivstoffen für die Truppenunterkunft und die Armeeapotheke, also
die bestehenden Strukturen im Bereich der Anlage. Die bereits geäusserten
Empfehlungen aus dem Zwischenbericht wurden damit bestätigt: Die Unterkunft und
die Lager der Armeeapotheke seien zu schliessen, es sollten keine weiteren
Bauvorhaben umgesetzt werden, eine Arbeitsgruppe solle eingesetzt werden und es
müssten Massnahmen ergriffen werden, um unbefugten Zutritt zur Anlage zu
unterbinden. 

Die Befunde wurden auch dieses Mal vor Ort der betroffenen Bevölkerung
kommuniziert, wobei auch der zuständige Vorsteher der kantonalen Polizei- und
Militärdirektion, Regierungsrat Philippe Müller (BE, fdp), zugegen war. Der grosse
Publikumsaufmarsch liess erkennen, dass die Sache die lokale Bevölkerung stark
beschäftigte. «Mitholz bleibt gefährlich» titelte «der Bund», der über den
Informationsanlass berichtete. Dort gingen die Wogen hoch. Besonders dafür, dass sie
keinen Zeitplan vorlegen konnten, und weil nicht klar wurde, welche möglichen
Lösungen im Vordergrund standen, wurden die Behörden kritisiert. Die Leiterin der
Arbeitsgruppe entgegnete diesbezüglich jedoch, dass es nicht ehrlich wäre, hier falsche
Versprechen zu machen. Geplant war zu diesem Zeitpunkt einzig, dass bis 2020 ein Plan
zum weiteren Vorgehen vorgelegt werden soll. Die Äusserungen der anwesenden
Verantwortlichen vermochten das Publikum aber nicht zu befriedigen. Kritisiert wurde
auch das VBS, beispielsweise für die langsame Erarbeitung eines Evakuierungsplans
oder für seine lange Reaktionszeit bei gemeldeten Blindgänger-Funden. 

Zwei Monate später folgte eine Orientierung des Kantons Bern und der Gemeinde
Kandergrund. An diesem Anlass wurde der Bevölkerung ein Merkblatt vorgestellt, auf
dem Verhaltensregeln für den Fall einer Explosion festgehalten waren. Dabei handelte
es sich um Vorsichtsmassnahmen, aber auch um Handlungsanweisungen bei einer
nötigen Evakuierung. Ferner wurde der Projektleiter vorgestellt, der mit einem Team die
bis 2020 in Aussicht gestellten Varianten erarbeiten soll. Ebenso wurde über die bereits
getätigten Massnahmen informiert, etwa über den Aufbau von Sensoren zur Messung
von geologischen Veränderungen auf dem betroffenen Gebiet. Auch der Bau einer Not-
Umfahrungsstrasse wurde projektiert. Die Behörden zeigten zudem auf, wie die Lage
weiter bearbeitet und beobachtet werden wird. Konkretere Ideen, wie das zerstörte
Munitionslager aufgehoben werden kann, wurden jedoch auch zu diesem Zeitpunkt
noch nicht präsentiert. 1

ANDERES
DATUM: 08.10.2018
MAXIMILIAN SCHUBIGER

1) Expertenbericht Mitholz vom 27.9.18; Medienmitteilung BR vom 8.10.18; Medienmitteilung Kt. BE vom 5.12.18; Bund, 9.10.18;
BZ, 6.12.18
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